
Tópicos 2|200616

POLITIK | POLÍTICA

Beim 4. EU-Lateinamerika-
Gipfel in Wien (9.-13. Mai)
wurde nicht nur den 60 betei-

ligten Präsidenten und Staatschefs
deutlich, dass der strategischen Part-
nerschaft zwischen Lateinamerika
und Europa die gemeinsame Basis zu
fehlen scheint. Um eine anspruchs-
volle Agenda mit politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Dimensio-
nen realisieren zu können, bedarf es
zumindest eines minimalen Konsens
innerhalb beider Regionen. Genau
dieser ist heute ganz offensichtlich in
Lateinamerika nicht vorhanden. Die
medienwirksamen Auseinanderset-
zungen zwischen den Präsidenten
Mexikos, Venezuelas und Boliviens
haben das ebenso erkennen lassen
wie etwas diskretere Kritiken aus
anderen lateinamerikanischen Dele-
gationen in Wien. Dabei sind sicher-
lich die Nationalisierung der Gasvor-
kommen in Bolivien und die Anti-
US-Rhetorik von Hugo Chávez nicht
der wahre Grund für die offensichtli-
che Desintegration Lateinamerikas,
sondern viel mehr die zunehmende
Heterogenität zwischen den Staaten
der Region und ihren politischen und
wirtschaftlichen Konzeptionen.

Der Generalsekretär der OAS,
José Miguel Insulza, hat mit Recht
betont, dass im Gegensatz zur EU die
Staaten Lateinamerikas keine
Gemeinschaft von "like minded sta-
tes" bilden. Aber genau diese Vorstel-
lung hat seit 1999 dem Prozess der
biregionalen strategischen Partner-
schaft zu Grunde gelegen und damit
ein zentrales Missverständnis auf Sei-
ten der EU ausgemacht. Die Vorstel-
lung der Europäer, subregionale Inte-
gration und regionale Kooperation
würden zur Blockbildung in Lateina-
merika beitragen, ist sowohl durch
den ausgeprägten Nationalismus in
der Region wie auch durch den Glo-
balisierungsstress verschiedener la-

teinamerikanischer Staaten und durch
die Lateinamerikapolitik der USA zu
Nichte gemacht worden. Nicht erst in
Wien galt es für die Europäer die sehr
unterschiedlichen und zum Teil auch
konkurrierenden Interessen der ver-
schiedenen lateinamerikanischen
Länder und Subregionen zur Kennt-
nis zu nehmen. Zumal auch die Dis-
kussion um die Reform des Sicher-
heitsrats der Vereinten Nationen
bereits gezeigt hatte, wie gering die
gemeinsamen regionalen Interessen
wirklich sind, denn Mexiko und
Argentinien führten eine dezidierte
Kampagne gegen Brasiliens Sicher-
heitsratskandidatur. Dieser Mangel
an Gemeinschaftssinn in der Region
ist durch die Wahlergebnisse der letz-
ten Jahre noch augenfälliger gewor-
den. In verschiedenen Staaten wurden
populistische Politiker durchaus
demokratisch gewählt und begannen
eine Umverteilungspolitik nicht nur
zu Lasten der bisherigen Eliten son-
dern auch der internationalen Unter-
nehmen. Dabei wurde ein weiteres
Missverständnis auf Seiten der

Europäer erkennbar, dass nämlich der
Demokratisierungsprozess in der
Region nicht notwendigerweise dazu
führt, auch das internationale Verhal-
ten der Staaten kalkulierbarer zu
machen. Auch die Hoffnung –
während des Gipfels in Wien deutlich
ausgesprochen –, dass Chile den Weg
für die ganze Region vorzeichnen
würde, dürfte sich kaum erfüllen,
weil dafür die Voraussetzungen in den
meisten anderen Staaten sicherlich
nicht gegeben sind.

Aber die Missverständnisse über
die strategische Partnerschaft liegen
keineswegs nur bei den Europäern.
Auch bei den Lateinamerikanern gab
es mindestens drei falsche Vorstellun-
gen über die Rolle der EU. Da war
vor allem die Hoffnung –  gerade in
Brasilien –, mit der EU als Gegenge-
wicht ließe sich der hegemoniale Ein-
fluss der USA in der Region verrin-
gern, und deshalb könne man auch
mit der EU und den USA parallele
Freihandelsverhandlungen führen,
um bessere Ergebnisse bei beiden zu

Nach dem Wiener Gipfel muss die EU ihr Bild von Lateinamerika korrigieren.

Missverständnisse 
in der strategischen Partnerschaft

TEXTO: WOLF GRABENDORFF

EU und Lateinamerika blicken in unterschiedlichen Richtungen
© Ricardo-Stuckert/PR



POLITIK | POLÍTICA

17

erreichen. Die zentrale Bedeutung
der transatlantischen Beziehungen für
die EU wurde auf lateinamerikani-
scher Seite erheblich unterschätzt und
auch die Bereitschaft der Europäer,
die Konfrontationshaltung einiger
Staaten der Region gegen die USA zu
tolerieren. Darüber hinaus hat sich in
allen Verhandlungen die Hoffnung -
vor allem auf Seiten des Mercosur –,
dass die EU ihren Markt für die
Agrarprodukte der Region weit öff-
nen würde, nicht erfüllt und dazu bei-
getragen, dass gerade Brasilien sich
stärker an anderen Märkten – vor
allem in Asien – orientiert hat. Und
schließlich lässt sich auch eine Desil-
lusionierung bei zahlreichen Lateina-
merikanern bezüglich der Rolle
europäischer Firmen und Investoren
in der Region feststellen. Standen tra-
ditionell in Lateinamerika die US-
Unternehmen unter Beschuss, so hat
sich zumindest seit der Privatisie-
rungsphase die Kritik auf die Prakti-
ken der europäischen Firmen verla-
gert – daher die deutliche Kritik von
Evo Morales in Wien.

Trotz der ausführlichen Abschlus-
serklärung des 4. Gipfels, die sich
wie ein UN-Dokument voller guter
Absichten liest, ist das Ergebnis von
Wien eher bescheiden und ernüch-
ternd. Im wirtschaftlichen Bereich
wird die Aufnahme der Assoziie-
rungsverhandlungen mit Zentralame-
rika angekündigt und die Vorberei-
tungen dazu für die Andenstaaten in
Aussicht gestellt. Nach dem Austritt
Venezuelas und dem möglichen Ver-
lassen von Bolivien dürften gegebe-
nenfalls die Verhandlungen auf die
Rumpfgemeinschaft Kolumbien, Peru
und Ecuador beschränkt bleiben –
also genau die Staaten, die auch
bereit sind ein Freihandelsabkommen
mit den USA zu unterzeichen. Hier

lässt sich geradezu
eine Interessenparal-
lelität zwischen der
EU und den USA
vermuten, denn alle
bereits bestehenden
(Mexiko und Chile)
oder jetzt anvisierten
E U - A b k o m m e n
(Zentralamerika und
der Andengemein-
schaftsrest) sind
auch Freihandel-
spartner der USA.
Hier fehlt aber der
für die EU wichtigste
regionale Partner
Brasilien, dessen
Präsident Lula in Wien eine eher
zurückhaltende Rolle gespielt hat.
Wohl nicht nur auf Grund der kom-
plizierten innenpolitischen Lage, son-
dern vor allem auch weil Brasilien
von den Nationalisierungsmaßnah-
men Boliviens besonders stark
betroffen ist. Da trotz positiver Gip-
felabsichten aber die EU-Verhandlun-
gen mit dem Mercosur, nicht zuletzt
auch auf Grund der internen Streitig-
keiten, kaum Aussichten auf Erfolg
zeigen, wäre es sicher überlegens-
wert, mit Brasilien bald ein bilatera-
les Assoziationsabkommen – ähnlich
wie mit Mexiko und Chile abzusch-
ließen. Die Alternative wäre, nur auf
eine Institutionalisierung der
Gemeinschaft der Südamerikani-
schen Nationen zu warten, um dann
ein Assoziierungsabkommen mit
allen 12 Mitgliedsstatten zu verhan-
deln. Hier stände freilich zu befürch-
ten, dass die Missverständnisse zwi-
schen EU und Lateinamerika insge-
samt auf die Verhandlungshorizonte
zwischen Südamerika und die EU
projiziert werden müssten und damit
die Realisierungschancen angesichts
der zunehmenden zwischenstaatli-

chen Konfliktbereit-
schaft in Südamerika
gering wären.

Die anderen Er-
gebnisse von Wien,
wie die Bereitschaft
die Europäische Ent-
wicklungsbank stär-
ker an der Finanzie-
rung der dringend
notwendigen Infra-

strukturvorhaben in Lateinamerika zu
beteiligen und die Zusammenarbeit
sowohl sektoral als auch zwischen
den Zivilgesellschaften zu intensivie-
ren, sind sicherlich begrüßenswert,
können aber über die geringe Rele-
vanz der strategischen Partnerschaft
hinsichtlich der Entwicklungen inner-
halb der beiden Regionen und vor
allem im internationalen System
nicht hinwegtäuschen. In den zentra-
len Fragen der Sicherheitspolitik und
der Friedenserhaltung haben die bei-
den Regionen gemeinsam wenig bei-
zutragen. Gerade dazu hätte aber der
biregionale politische Dialog der letz-
ten sieben Jahre genutzt werden kön-
nen. Angesichts der aktuellen und
sicherlich auch in Zukunft zu erwar-
tenden Divergenzen innerhalb Lat-
einamerikas ist eine Verstärkung des
bilateralen politischen Dialogs
zumindest mit Brasilien und Mexiko
für die Beziehungen zwischen der EU
und der Region von besonderer
Dringlichkeit – selbst wenn dies nicht
als integrationsfördernd angesehen
werden kann.

Die Zeit zwischen den Gipfeln ist
sicherlich zu kurz – ein 4-Jahres-Rhy-
thmus wäre sicherlich angebrachter –,
um grundlegende Veränderungen im
vielschichtigen biregionalen Koope-
rationsprozess einzuleiten, aber über
eine Neubestimmung der europäi-
schen Interessen in Lateinamerika
sollte nüchtern nachgedacht werden,
da sich eine strategische Partner-
schaft vermutlich in weniger Berei-
chen und mit weniger Partnern ver-
lässlicher etablieren lässt. "
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